
reits von der objektiven Seite des Tatbestandes der 
Untreue her unhaltbar. Wenn auch das Verhalten des 
Angeklagten pflichtwidrig ist, so ist doch entscheidend, 
daß das Geld für die Waien nach ihrem Verkauf in die 
Kasse der Verkaufsstelle gelangte, so daß von einer 
Nachteilszufügung weder im Sinne eines konkreten 
Schadens noch eir.pv Gefährdung der Vermögensinter­
essen die Rede sein kann. Eine Gefährdung der Ver­
mögensinteressen des Handelsbetriebes tritt nur dann 
ein, wenn durch den Verkauf von Waren in dieser oder 
ähnlicherWeise tatsächlich eine Unübersichtlichkeit der 
Vermögenslage herbeigeführt wird. Das ist jedoch nicht 
der Fall, wenn der Erlös unmittelbar nach der Ver­
kaufshandlung ordnungsgemäß in das Vermögen des 
Handelsbetriebes gelangt.

§ 29 StEG (§ 266 StGB).
Ein Verkaufsstellenleiter ist verpflichtet, dem Handels­
betrieb Warenverderb und Warenverluste durch Auf­
stellung von Verlustprotokollen zu offenbaren. Handelt 
er dieser Pflicht bewußt zuwider, um für diese Verluste 
nicht materiell zur Verantwortung gezogen zu werden, 
so gefährdet er die Vermögensinteressen des Handels­
betriebes i. S. des § 266 StGB.
BG Karl-Marx-Stadt, Urt. vom 28. April 1964 — 3 BSB 
157/64.

Die Angeklagte war seit Dezember 1959 Leiterin einer 
Konsum-Verkaufsstelle für Lebensmittel. Sie hat im 
Jahre 1963 einen W arenverlust und Warenverderb in 
Höhe von 1000 MDN nicht in Verlust Protokollen erfaßt 
und der Konsumgenossenschaft gemeldet, um für den 
Schaden nicht materiell verantwortlich gemacht zu wer­
den. Obwohl ihr der Warenbedarf der Verkaufsstelle 
bekannt war, hat sie überhöhte Bestellungen leicht ver­
derblicher Waren vorgenommen, so daß von vornher­
ein Bedenken wegen des Absatzes bestanden 
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Kreisgericht die 
Angeklagte wegen fortgesetzter Untreue zum Nachteil 
genossenschaftlichen Eigentums gern. § 29 StEG (§ 266 
StGB) verurteilt.
Die Angeklagte hat gegen das Urteil Berufung ein­
gelegt, mit der sie unrichtige Anwendung des § 266 
StGB rügt.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat richtig festgestellt, daß die An­
geklagte durch die Nichtanfertigung von Protokollen 
über Warenverluste einen Verderb von Waren ver­
schleiert hat. Dieser Warenverderb ist von der Ange­
klagten fahrlässig hervorgerufen worden, sei es durch 
überhöhte Bestellungen leicht verderblicher Waren 
(Tomaten, Fisch), sei es durch über den Bedarf und Um­
satz der Verkaufsstelle hinausgehende Warenbevorra­
tungen an Wochenenden (z. B. Kuchen).
Nach der Ordnung über Stellung, Rechte und Pflichten 
der Verkaufsstellen- und Gaststättenleiter des konsum­
genossenschaftlichen Einzelhandels (veröffentlicht in: 
Beschlüsse, Anweisungen, Informationen des VDK 1960, 
Heft 10), die Gegenstand des Arbeitsvertrages der An­
geklagten mit der Konsumgenossenschaft ist, hatte die 
Angeklagte als verantwortlicher Mitarbeiter eines so­
zialistischen Handelsbetriebes u. a. die Pflicht, Verluste 
oder Gefährdungen des genossenschaftlichen Vermögens 
zu verhindern, alle Maßnahmen zur Verhütung von 
Warenverderb und Warenverlusten zu ergreifen und 
eingetretene Verluste durch Aufstellung von Verlust­
protokollen der Genossenschaft gegenüber zu offen­
baren. Die Angeklagte hat diese Pflichten gekannt, 
ihnen aber durch die Nichtmeldung und Verschleierung 
der eingetretenen Verluste bewußt zuwidergehandelt. 
Sie hat ausgesagt, daß sie dies tat, um für diese Ver­

luste nicht materiell zur Verantwortung gezogen zu 
werden. Durch die Nichtmeldung und Nichtoffenbarung 
des Warenverderbs hat sie genossenschaftliche Ver­
mögensinteressen gefährdet, indem sie der Genossen­
schaft eine genaue Übersicht über Stand, Bewegung 
und Verluste am Vermögen unmöglich machte, eine 
Ungewißheit über die Vermögenslage hervorrief und 
auch verhinderte, daß Maßnahmen zur Vermeidung 
solcher oder ähnlicher Verluste ergriffen werden 
konnten.
Irrig ist die Meinung der Verteidigung, daß der Ange­
klagten keine Offenbarungspflicht obgelegen habe. Diese 
Auffassung beruht auf einer Verkennung der Pflichten, 
die sich für die Angeklagte aus der genannten Ordnung 
und aus ihrem Arbeitsvertrag ergeben. Sie widerspricht 
auch Ziff. 2.2.6. Buchst, a der Gemeinsamen Richtlinie 
des Ministeriums für Handel und Versorgung und des 
Verbandes Deutscher Konsumgenossenschaften zur 
radikalen Senkung der Handelsverluste vom 12. De­
zember 1962. Wenn aber ein Täter auf Grund ganz be­
stimmter Ordnungen oder Verträge (Rechtsgesdiäfte) 
eine Offenbarungspflicht hat und dieser Pflicht bewußt 
zuwiderhandelt, um ein schuldhaftes Handeln zum 
Nachteil des von ihm zu betreuenden Vermögens zu 
verschleiern, dann macht er sich der Untreue schuldig.

§ 370 Ziff. 5 StGB.
Der Übertretungstatbestand des sogenannten Mund­
raubs schützt alle Eigentumsformen. In seinen Anwen­
dungsbereich fallen deshalb auch geringfügige Ent­
wendungen in Einrichtungen des sozialistischen Han­
dels (hier: Selbstbedienungsläden).
KrG Dresden (Stadtbezirk Mitte), Urt. vom 2. Septem­
ber 1964 - Mitte S 112/64.

Die 67jährige Rentnerin A. betrat am 11. März 1964 eine 
Selbstbedienungsverkaufsstelle in D„ um Lebensmittel 
einzukaufen. Sie entnahm den Verkaufsregalen vier 
Brötchen und eine Tüte mit zehn Eiern. Diese Tüte 
legte sie in ihren Einkaufsbeutel und bezahlte an der 
Kasse lediglich die Brötchen. Vor dem Verlassen der 
Verkaufsstelle wurde sie aufgeforderl, den Einkaufs­
beutel zu zeigen. Dabei wurde die Tüte mit den Eiern 
entdeckt.
Am 26. März'1964 betrat die Angeklagte eine andere 
Selbstbedienungsverkaufsstelle. Hier entnahm sie den 
Regalen zwei Päckchen Zwieback und zwei Stück 
Tafelbutter. Sie steckte die Butter in ihre Einkaufs­
tasche und bezahlte an der Kasse lediglich den Zwie­
back.
Die Angeklagte gibt zu, daß sie die Absicht gehabt habe, 
die Butter zu entwenden.

Aus den G r ü n d e n :
Die Handlung der Angeklagten stellt keinen so schwe­
ren Verstoß gegen das sozialistische Eigentum dar, daß 
sie als Diebstahl gern. § 29 StEG charakterisiert wer­
den müßte. Hier ist vielmehr der spezielle Tatbestand 
des sog. Mundraubs gern. § 370 Abs. 1 Ziff. 5 StGB er­
füllt. Danach werden Bürger bestraft, die Nahrungs­
oder Genußmittel in geringer Menge oder von unbedeu­
tendem Wert zum alsbaldigen Verbrauch entwenden.
§ 31 Abs. 2 StEG regelt, daß die §§ 242 bis 245. 246. 263, 
264 und 266 StGB für die Bestrafung von Straftaten 
gegen gesellschaftliches Eigentum nicht mehr anwend­
bar sind. Aus dieser Aufzählung der nicht mehr an­
wendbaren Tatbestände ergibt sich eindeutig, daß § 370 
Abs. 1 Ziff. 5 StGB davon nicht berührt wird. Dieser 
Tatbestand schützt mithin nicht nur persönliches und 
privates, sondern auch gesellschaftliches Eigentum. 
Diese Auffassung tolgt bereits aus dem Urteil des Ober­
sten Gerichts vom 16. Oktober 1954 — 1 Zst PI. III 31/53
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